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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Einanzbehörden der 

Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 

S. 290), der zuletzt dureh das BME-Sehreiben vom 14. Januar 2015 (BStBl I S. 76) geändert 

worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 

1. Die Nummer 5 des AEAO zu § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe § 9 des Gesetzes über Steuerstatistiken;“ wird dureh die Angabe 

§ 2a Abs. 1, § 2b Abs. 1, § 4 Abs. 5, § 6 Abs. 1 und 2 und § 9 Abs. 1 bis 3 des 

Gesetzes über Steuerstatistiken;“ ersetzt. 

b) Die Angabe §§ 32 Abs. 4 und § 35 Abs. 4 des Wohnraumförderungsgesetzes und 

§ 2 des Wohnungsbindungsgesetzes;“ wird dureh die Angabe § 32 Abs. 4 und 

§ 35 Abs. 4 des Wohnraumförderungsgesetzes und § 2 des Wohnungsbindungs- 

gesetzes;“ ersetzt. 

e) Die Angabe § 36a Abs. 3 Wirtsehaftsprüfungsordnung“ wird dureh die Angabe 

§ 36a Abs. 3 Wirtsehaftsprüferordnung“ ersetzt. 
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d) Die Angabe § 19 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Kostenordnung, ggf. i.V.m. § 141 

oder § 159 Kostenordnung und“ wird dureh die Angabe § 40 Abs. 6 und § 46 

Abs. 3 Geriehts- und Notarkostengesetz und“ ersetzt. 

Nummer 6 des AEAO zu § 46 wird wie folgt gefasst: 

„6. Für die Anzeige der Abtretung oder Verpfändung eines Erstattungs- oder 

Vergütungsanspruehes wird der in der Anlage abgedruekte Vordruek be- 

stimmt. Die mit BMF-Sehreiben vom 31.1.2014, BStBl I S. 290, veröffent- 

liehte Fassung des Vordrueks kann bis zum 31.12.2015 verwendet werden.“ 

Dem AEAO zu § 87a wird folgende neue Nummer 4 angefügt: 

„4. Telefax kein elektronisches Dokument 

Ein Telefax, aueh ein Computerfax, ist kein elektronisehes Dokument i.S.d. 

§ 87a AO (BFH-Urteile vom 28.1.2014, VIIIR 28/13, BStBl II S. 552, und 

vom 18.3.2014, VIIIR 9/10, BStBl II S. 748). Die in § 87a AO getroffenen 

Regelungen, insbesondere zum Zeitpunkt des Zugangs (§ 87a Abs. 1 Satz 2 

AO) sowie zur grundsätzliehen Verpfliehtung zur Verwendung einer qualifi- 

zierten elektronisehen Signatur, wenn für den Verwaltungsakt die Sehriftform 

gesetzlieh vorgesehrieben ist (§ 87a Abs. 4 AO), sind daher auf ein Telefax 

nieht anwendbar. 

Ein dureh Telefax bekannt gegebener Verwaltungsakt ist aber ein elektroniseh 

übermittelter Verwaltungsakt i.S.d. § 122 Abs. 2a AO (vgl. AEAO zu § 122, 

Nr. 1.8.2.2).“ 

Der erste Absatz der Nummer 2.6 des AEAO zu § 93 wird wie folgt gefasst: 

„Ob die Saehaufklärung dureh den Beteiligten zum Ziel führt oder Erfolg versprieht 

oder ob dies nieht zutrifft, ist eine Frage der Beweis Würdigung (vgl. AEAO zu § 93, 

Nm. 1.2.2 und 1.2.3). Diese Beweiswürdigung obliegt der Finanzbehörde.“ 

Der AEAO zu § 122 wird wie folgt geändert: 

a) Der dritte Absatz der Nummer 1.7.2 wird wie folgt gefasst: 

„Nur wenn im Einzelfall besondere Gründe gegen die Bekanntgabe des Steuer- 

beseheids an den Bevollmäehtigten spreehen, kann der Steuerbeseheid unmittelbar 



Seite 3 dem Steuerpflichtigen bekannt gegeben werden. Derartige Gründe können auch 

technischer Natur sein. Der Steuerbescheid ist auch nach Vorlage einer Empfangs- 

vollmacht dem Steuerpflichtigen bekannt zu geben, soweit der Bevollmächtigte 

wegen unbefugter Hilfeleistung in Steuersachen nach § 80 Abs. 5 AO zurück- 

gewiesen wurde oder wenn ihm die Hilfeleistung in Steuersachen nach § 7 StBerG 

untersagt wurde. Dies gilt auch, wenn die Zurückweisungsverfügung in der Voll- 

ziehung ausgesetzt wurde oder wenn gegen eine Untersagung nach § 7 StBerG 

Einspruch eingelegt oder Klage erhoben wurde und dieser Rechtsbehelf hemmende 

Wirkung hat (§ 361 Abs. 4 AO, § 69 Abs. 5 EGO). In Eällen einer förmlichen Zu- 

stellung ist aber nach Vorlage einer schriftlichen Vollmacht stets dem Bevoll- 

mächtigten zuzustellen (vgl. AEAO zu § 122, Nr. 3.3.1).“ 

b) Die Nummern 1.8.1 und 1.8.2 werden wie folgt gefasst: 

„1.8.1 Schriftform 

1.8.1.1 Grundsätzlich ist die schriftliche Bekanntgabe eines Verwaltungsakts 

nur erforderlich, wenn das Gesetz sie ausdrücklich vorsieht (für Steuer- 

bescheide, § 157 AO; für die Aufhebung des Vorbehalts der Nach- 

prüfung, § 164 Abs. 3 AO; für Haftungs- und Duldungsbescheide, 

§ 191 Abs. 1 AO; für Prüfungsanordnungen, § 196 AO; für verbind- 

liche Zusagen, § 205 Abs. 1 AO; für Pfändungsverfügungen, § 309 

Abs. 2 AO; für Androhung von Zwangsmitteln, § 332 Abs. 1 AO; für 

Einspruchsentscheidungen, § 366 AO). Im Übrigen reicht die münd- 

liche Bekanntgabe eines steuerlichen Verwaltungsakts aus (z.B. bei 

Eristverlängerungen, Billigkeitsmaßnahmen, Stundungen). Aus Grün- 

den der Rechtssicherheit sollen Verwaltungsakte aber im Allgemeinen 

schriftlich erteilt werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist ggf. 

schriftlich zu bestätigen (§ 119 Abs. 2 AO). 

1.8.1.2 Ist für einen Verwaltungsakt die Schriftform gesetzlich vorgeschrieben, 

wird diese auch durch Übersendung per Telefax, auch per Computer- 

fax, gewahrt (BEH-Urteile vom 28.1.2014, VIII R 28/13, BStBl II 

S. 552, und vom 18.3.2014, VIIIR 9/10, BStBl II S. 748). Der Ver- 

waltungsakt wird in diesem Eall nicht bereits mit vollständiger Speiche- 

rung im Empfangsgerät, sondern erst mit dem Ausdruck beim Em- 

pfänger wirksam (BEH-Urteil vom 18.3.2014, VIIIR 9/10, a.a.O.). 

Erfolgt der Ausdruck vor Ablauf der dreitägigen Erist i.S.d. § 122 

Abs. 2a AO (vgl. AEAO zu § 122, Nr. 1.8.2.2), bleibt der Ablauf dieser 



Frist für den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Verwaltungsakts maß- 

gebend. 

1.8.2 Übermittlung durch die Post oder durch Telefax 

1.8.2.1 Der in § 122 Abs. 2 AO verwendete Begriff der „Post“ ist nieht auf die 

Deutsehe Post AG (als Naehfolgeuntemehmen der Deutsehen Bundes- 

post) besehränkt, sondern umfasst alle Unternehmen, soweit sie Post- 

dienstleistungen erbringen. Wird ein sehriftlieher Verwaltungsakt dureh 

die Post übermittelt, so hängt die Wirksamkeit der Bekanntgabe nieht 

davon ab, dass der Tag der Aufgabe des Verwaltungsakts zur Post in 

den Akten vermerkt wird. Um den Bekanntgabezeitpunkt bereehnen zu 

können und im Hinbliek auf die Regelung in § 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 

AO ist jedoeh der Tag der Aufgabe zur Post in geeigneter Weise fest- 

zuhalten. 

1.8.2.2 Ein Telefax, aueh ein Computerfax, ist kein elektronisehes Dokument. 

i.S.d. § 87a AO (vgl. AEAO zu § 87a, Nr. 4), aber ein elektroniseh 

übermittelter Verwaltungsakt i.S.d. § 122 Abs. 2a AO (Bundestags- 

drueksaehe 14/9000 S. 32, Begründung zu § 15 VwVfG).“ 

Die Nummer 3 des AEAO zu § 125 wird wie folgt gefasst und folgende neue Nummern 

4 und 5 werden angefügt: 

„3. Der Betroffene kann die Niehtigkeit des Verwaltungsakts jederzeit, aueh noeh 

naeh Ablauf der Reehtsbehelfsfristen, geltend maehen. Dies gilt nieht, wenn 

über die Niehtigkeit des Verwaltungsakts bereits dureh eine Eeststellung naeh 

§ 125 Abs. 5 AO in der Eorm eines Verwaltungsakts (vgl. AEAO zu § 125, 

Nr. 4) entsehieden wurde.“ 

4. Die Eeststellung der Niehtigkeit eines Verwaltungsakts (§ 125 Abs. 5 AO) 

kann dureh einen Verwaltungsakt getroffen werden (vgl. BEH-Urteil vom 

20.8.2014, X R 15/10, BStBl 2015 II S. 109). Im Interesse der Reehtssieherheit 

soll von dieser Mögliehkeit Gebraueh gemaeht werden. In diesem Eall ist zu 

verdeutliehen, dass ein Verwaltungsakt und nieht nur eine unverbindliehe 

Äußerung der Einanzbehörde vorliegt. Das Sehreiben ist als „Beseheid über die 

Eeststellung der Niehtigkeit (§ 125 Abs. 5 AO) des Verwaltungsakts ....“ zu 

bezeiehnen, zu begründen und mit einer Reehtsbehelfsbelehrung zu versehen. 



Seite 5 Eine durch Verwaltungsakt vorgenommene und bestandskräftig gewordene 

Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts hat zur Folge, dass der 

Steuerpflichtige und die Finanzbehörde die Nichtigkeit des Verwaltungsakts 

nicht mehr in Frage stellen können. Dies gilt auch für den Fall einer inhaltlich 

unzutreffenden Nichtigkeitsfeststellung (BFH-Urteil vom 20.8.2014, a.a.O.). 

5. In entsprechender Anwendung des § 125 Abs. 5 AO kann auch festgestellt wer- 

den, dass ein Verwaltungsakt wegen eines Bekanntgabemangels nicht wirksam 

geworden ist.“ 

7. Dem AEAO zu § 170 wird folgende neue Nummer 4 angefügt: 

„4. Bei Bestimmung der Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 6 AO gilt Folgendes: 

Als „Steuer“ sind nur die Steuern anzusehen, die auf Kapitalerträge ent- 

fallen. Hierzu gehören die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer 

und - soweit gewerbliche Einkünfte betroffen sind - die Gewerbesteuer 

sowie die entsprechenden Annexsteuern. 

„Kapitalerträge“ sind Erträge im Sinne des § 20 EStG, unabhängig 

davon, ob sie nach § 20 Abs. 8 EStG zu einer anderen Einkunftsart 

gehören.“ 

8. Der AEAO zu § 171 wird wie folgt geändert: 

a) Im letzten Satz des dritten Absatzes der Nummer 2 wird die Angabe „(BFH-Urteil 

vom 15.5.2013, IX R 5/11, BStBl II S. 143)“ durch die Angabe „(BFH-Urteil vom 

15.5.2013, IX R 5/11, BStBl 2014 II S. 143)“ ersetzt. 

b) Nach der Nummer 6.2 wird folgende neue Nummer 6.3 eingefügt: 

„6.3 Die Feststellung der Nichtigkeit eines Feststellungsbescheids durch 

Verwaltungsakt (vgl. AEAO zu § 125, Nr. 4) stellt einen Grundlagen- 

bescheid dar. Die Nichtigkeitsfeststellung ist gemäß § 125 Abs. 5 AO 

auch nach Ablauf der Feststellungsfrist zulässig und ermöglicht nach 

§ 171 Abs. 10 AO binnen zwei Jahren die Folgeänderung (BFH-Urteil 

vom 20.8.2014, X R 15/10, BStBl 2015 II S. 109).“ 

c) Die bisherigen Nummern 6.3 bis 6.6 werden die Nummern 6.4 bis 6.7. 
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a) Die Nummer 1.3 wird wie folgt gefasst: 

„1.3 Wird ein Grundlagenbeseheid ersatzlos aufgehoben, so eröffnet dies der 

für den Erlass des Folgebeseheids zuständigen Finanzbehörde die 

Mögliehkeit, den Saehverhalt, der bisher Gegenstand des Feststellungs- 

verfahrens war, selbständig zu beurteilen und den Folgebeseheid inso- 

weit naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO zu ändern (BFH-Urteile vom 

25.6.1991, IX R 57/88, BStBl II S. 821, und vom 24.3.1998,1R 83/97, 

BStBl II S. 601). Das Gleiehe gilt, wenn 

ein zunäehst eingeleitetes Feststellungsverfahren zu einem sog. 

negativen Feststellungsbeseheid führt (BFH-Urteil vom 

11.5.1993, IX R 27/90, BStBl IIS. 820), 

einzelne Besteuerungsgrundlagen naehträglieh aus dem Fest- 

stellungsverfahren ausgesehieden werden (BFH-Urteile vom 

11.4.1990, IR 82/86, BFH/NV 1991 S. 143, vom25.6.I99I, IX 

R 57/88, a.a.O., vom 14.7.1993, X R 34/90, BStBl 1994 II S. 77, 

und vom 7.12.1993, IX R 134/92, BFH/NV 1994 S. 547, sowie 

BFH-Besehluss vom 8.9.1998, IX B 71/98, BFH/NV 1999 

S. 157)oder 

die Finanzbehörde dureh Verwaltungsakt die Niehtigkeit eines 

Grundlagenbeseheids feststellt (BFH-Urteil vom 20.8.2014, 

X R 15/10, BStBl 2015 II S. 109; vgl. AEAO zu § 125, Nr. 4).“ 

b) Im ersten Absatz der Nummer 2.3 wird der Halbsatz „Die Änderung des Steuer- 

beseheids naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ist AO nur zulässig,“ dureh den Halbsatz 

„Die Änderung des Steuerbeseheids naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO ist nur 

zulässig,“ ersetzt. 

10. Der Satz 2 der Nummer 7 des AEAO zu § 194 wird wie folgt gefasst: 

„Zu Auskünften der Finanzbehörden an ausländisehe Staaten ohne Ersuehen (Spontan- 

auskünfte) wird auf Tz. 6 des Merkblatts zur zwisehenstaatlieher Amtshilfe dureh Infor- 

mationsaustauseh in Steuersaehen (BMF-Sehreiben vom 25.5.2012, BStBl I S. 599) 

hingewiesen.“ 
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11. Der AEAO zu § 233a wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Absatz der Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Verzinsung naeh § 233a AO ist besehränkt auf die Festsetzung der Einkom- 

men-, Körpersehaft-, Vermögen-, Umsatz- und Gewerbesteuer (§ 233a Abs. 1 

Satz 1 AO). Wegen der Verzinsung des Steuervergütungsanspruehs naeh § 18 

Abs. 9 UStG i.V.m. §§ 59 ff. UStDV und in Fällen des Mini-one-stop-shop- 

Verfahrens naeh § 18 Abs. 4e UStG (MOSS-Verfahren) vgl. AEAO zu § 233a, 

Nr. 62. Von der Verzinsung ausgenommen sind die übrigen Steuern und Abgaben 

sowie Steuervorauszahlungen und Steuerabzugsbeträge (§ 233a Abs. 1 Satz 2 AO); 

vgl. aueh BFH-Besehluss vom 18.9.2007,1R 15/05, BStBl 2008 II S. 332, und 

BVerfG-Besehluss vom 3.9.2009, I BvR 1098/08, BFH/NV S. 2115. Aueh bei der 

Naehforderung von Abzugsteuem gegenüber dem Arbeitnehmer (vgl. BFH-Urteil 

vom 17.11.2010,1R 68/10, BFH/NV 2011 S. 737), der Festsetzung der vom 

Arbeitgeber übernommenen Fohnsteuer sowie der Festsetzung der Umsatzsteuer im 

Abzugsverfahren erfolgt keine Verzinsung naeh § 233a AO. Kirehensteuern werden 

nur verzinst, soweit die Fandeskirehensteuergesetze dies vorsehen. Als Einfuhr- 

abgabe unterliegt die Einfuhrumsatzsteuer den sinngemäß geltenden Vorsehriften 

für Zölle, weshalb ein sieh bei der Festsetzung von Einfuhrumsatzsteuer ergebender 

Untersehiedsbetrag nieht naeh § 233a AO zu verzinsen ist (BFH-Urteil vom 

23.9.2009, VIIR 44/08, BStBl 2010 II S. 334). Der AO lässt sieh im Übrigen kein 

allgemeiner Grundsatz des Inhalts entnehmen, dass Ansprüehe des Steuerpflieh- 

tigen aus dem Steuersehuldverhältnis aueh ohne einzelgesetzliehe Grundlage stets 

zu verzinsen sind (vgl. BFH-Urteil vom 16.12.2009,1R 48/09, BFH/NV 2010, 

S. 827).“ 

b) Die Zwisehenübersehrift vor der Nummer 62 wird gestriehen und die Nummer 62 

wird wie folgt neu gefasst: 

„62. Sonderregelungen für Zinsberechnungen bei der Umsatzsteuer 

62.1 Zinsberechnung bei Vorsteuer-Vergütungsansprüchen 
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Die Verzinsung der Vorsteuervergütung an im übrigen Gemeinsehafts- 

gebiet ansässige Unternehmer (§18 Abs. 9 UStG) ist in § 61 Abs. 5 und 

6 UStDV geregelt. § 233a AO ist in diesen Fällen nieht anwendbar, 

wenn der Vergütungsantrag naeh dem 31.12.2009 gestellt worden ist. 

62.1.2 Im Drittlandsgebiet ansässige Unternehmer 

Der naeh § 18 Abs. 9 UStG zu vergütende Betrag für im Drittlands- 

gebiet ansässige Unternehmer ist naeh § 233a AO zu verzinsen 

(vgl. Absehnitt 18.14 Abs. 10 UStAE). Beträgt der Vergütungszeitraum 

weniger als ein Kalenderjahr (§ 60 UStDV), sind zur Bereehnung des 

Untersehiedsbetrags alle für ein Kalenderjahr festgesetzten Vergütun- 

gen zusammenzufassen. Der Zinslauf beginnt grundsätzlieh 15 Monate 

naeh Ablauf des Kalenderjahres, für das die Vergütung(en) festgesetzt 

worden ist/sind (§ 233a Abs. 2 Satz 1 AO). Er endet mit Ablauf des 

Tages, an dem die Eestsetzung der Vergütung wirksam geworden ist 

(§ 233a Abs. 2 Satz 3 AO). Zur EestsetzungsVerjährung des Zinsan- 

spruehs vgl. § 239 Abs. 1 AO. 

Diese Grundsätze gelten bei der Verzinsung von Vorsteuervergütungen 

an im übrigen Gemeinsehaftsgebiet ansässige Unternehmer (§18 Abs. 9 

UStG) entspreehend, wenn der Vergütungsantrag vor dem 1.1.2010 

gestellt worden ist. 

62.2 Zinsberechnung bei der Umsatzsteuer in Fällen des Mini-one-stop- 

shop-Verfahrens (MOSS-Verfahren) 

§ 233a AO gilt auch für Umsatzsteuer, die im MOSS-Verfahren (§18 

Abs. 4e UStG) festgesetzt wird. Der Besteuerungszeitraum ist hier 

gemäß § 16 Abs. Ib Satz 1 UStG das Kalendervierteljahr. Bei der Ver- 

zinsung sind zur Berechnung des Unterschiedsbetrags (§ 233a Abs. 3 

und 5 AO) alle für ein Kalenderjahr festgesetzten Steuern zusammen- 

zufassen. Der Zinslauf beginnt 15 Monate nach Ablauf des Kalender- 

jahres, für das die Umsatzsteuer festgesetzt worden ist (§ 233a Abs. 2 

Satz 1 AO). Er endet mit Ablauf des Tages, an dem die Eestsetzung der 

Umsatzsteuer wirksam geworden ist (§ 233a Abs. 2 Satz 3 AO). Zur 

Eestsetzungsverjährung des Zinsanspruchs vgl. § 239 Abs. 1 AO.“ 



Seite 9 12. Der AEAO zu § 251 wird wie folgt geändert: 

a) Der erste Absatz der Nummer 3.1 wird um folgende Sätze ergänzt: 

„Mit Bestellung des „starken“ vorläufigen Insolvenzverwalters tritt bereits die 

Unterbreehungswirkung analog zu § 240 Satz 2 ZPO ein, weshalb ab diesem 

Zeitpunkt insbesondere keine Steuerbeseheide mehr für solehe Steuern erlassen 

werden dürfen, die vor Bestellung des „starken“ vorläufigen Insolvenzverwalters 

begründet worden sind (vgl. AEAO zu § 251, Nr. 4.1.2). Eine vom Sehuldner vor 

Bestellung eines „starken“ vorläufigen Insolvenzverwalters erteilte Empfangs- 

vollmaeht ist weiterhin zu beaehten, sofern sie nieht vom „starken“ vorläufigen 

Insolvenzverwalter widerrufen oder das Insolvenzverfahren eröffnet wurde.“ 

b) Der zweite Absatz der Nummer 4.2 wird um folgenden Satz ergänzt: 

„Soweit die Steuergesetze die eigenhändige Unterzeiehnung einer Steuererklärung 

vorsehreiben, muss die Steuererklärung vom Insolvenzverwalter eigenhändig (mit-) 

untersehrieben werden; dies gilt aueh im Eall einer Antragsveranlagung gern. § 46 

Abs. 2 Nr. 8 EStG.“ 

e) Der Absatz 3 der Nummer 9.1.4 wird wie folgt gefasst: 

„Hat der Sehuldner naeh Ereigabe der selbständigen Tätigkeit Einkommensteuer- 

vorauszahlungen aus dem insolvenzfreien Vermögen geleistet und ergeben sieh 

hieraus Einkommensteuererstattungen, fallen diese grundsätzlieh in das insol- 

venzfreie Vermögen und sind vorbehaltlieh der Aufreehnung an den Sehuldner 

auszukehren (vgl. BEH-Urteil vom 26.11.2014, VIIR 32/13, BStBl 2015 II 

S. 561).“ 

d) Der vorletzte Absatz der Nummer 14 wird in zwei Absätze geteilt und wie folgt 

gefasst: 

„Änderungen von Steuerfestsetzungen, die Zeiträume vor Eröffnung des Insolvenz- 

verfahrens betreffen und naeh der Anmeldung zur Tabelle als Insolvenzforderungen 

festgestellt wurden, sind naeh Aufhebung des Insolvenzverfahrens naeh den ein- 

sehlägigen Korrekturvorsehriften (insbesondere §§ 172 ff. AO) zulässig, sofern die 

Eorderungen nieht in einen Insolvenzplan eingeflossen sind. Naeh reehtskräftiger 

Bestätigung eines Insolvenzplans ist eine Änderung der Steuerfestsetzung nieht 

mehr möglieh, vgl. BEH-Urteil vom 22.10.2014,1 R 39/13, BStBl 2015 II S. XX). 
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Leistungsgebot naeh reehtskräftiger Tabelleneintragung) nur unter den Voraus- 

setzungen der §§ 129 bis 131 AO korrigiert werden.“ 

e) In den Nummern 3.1, 6.1 und 9.2 wird die Angabe „BMF-Sehreiben vom 

17.1.2012, BStBl I S. 120“ dureh die Angabe „BMF-Sehreiben vom 20.5.2015, 

BStBl I S. 476“ ersetzt. 

13. Die Nummer 1 des AEAO zu § 357 wird wie folgt gefasst: 

„1. Der Einsprueh ist sehriftlieh oder elektroniseh einzureiehen oder zur Nieder- 

sehrift zu erklären. Ein elektroniseh erhobener Einsprueh bedarf keiner quali- 

fizierten elektronisehen Signatur naeh dem Signaturgesetz (vgl. AEAO zu 

§ 87a, Nr. 3 letzter Absatz). Ein Einsprueh kann aueh dureh Telefax, aueh 

dureh Computerfax, eingelegt werden (vgl. BEH-Urteil vom 22.6.2010, 

VIIIR 38/08, BStBl IIS. 1017 zur Klageerhebung).“ 

14. Die Nummer 1 des AEAO zu § 366 wird wie folgt gefasst: 

„1. Eür die Bekanntgabe der Einspruehsentseheidung gilt § 122 AO. Wegen der 

Bekanntgabe an Bevollmäehtigte vgl. AEAO zu § 122, Nr. 1.7; wegen der 

Bekanntgabe dureh Telefax vgl. AEAO zu § 122, Nrn. 1.8.1.2 und 1.8.2.2.“ 

15. In der Nummer 2 des AEAO zu 18, in den Nummern 2.5.1 und 3.1.1.1 des AEAO zu 

§ 122, in der Nummer 3 des AEAO zu § 127, in der Nummer 2 des AEAO zu § 179, in 

den Nummern 1, 2, 2.2, 2.4, 3 und 6 des AEAO zu § 180, in der Nummer 4 des AEAO 

zu § 182 und in der Nummer 5.1 des AEAO zu § 361 wird die Angabe „§ 180 Abs. 1“ 

dureh die Angabe „§ 180 Abs. 1 Satz 1“ ersetzt. 
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ACHTUNG 
Beachten Sie unbedingt die Hinweise in Abschnitt V. des Formuiarsi 

Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ieseriich ausfülien! 

Eingangsstempei 

Finanzamt Raum für Bearbeitungsvermerke 

I I Abtretungsanzeige I I Verpfändungsanzeige 

I. Abtretende(r) / Verpfänder{in) 
Familienname bzw Firma (bei Gesellschaften) Vorname Geburtsdatum 

Steuernummer 

Ehegatte/Lebenspartner Familienname 

Anschrrft(en) 

Vorname Geburtsdatum 

il. Abtretungsempfänger(in) / Pfandgiäubiger(in) 
Name / Firma und Anschrift 

lil. Anzeige 
Folgender Erstattungs- bzw. Vergütungsanspruch ist abgetreten / verpfändet worden: 
1. Bezeichnung des Anspruchs; 

I I Einkommensteuer-Veranlagung Für 

□   Für 

□   Für 

□   

Kalenderjahr 

Zeitraum 

Kalenderjahr 

□ Umsatzsteuerfestsetzung 

I I Umsatzsteuervoranmeldung 

Kalenderjahr 
für I  

Monat bzw. Quartal / Jahr 
für I 

2. Umfang der Abtretung bzw. Verpfändung: 

□ \/ni 1 AM i\f M Hinweis; Die Volliibtretung umfasst auch Erstattungsansprüehe aufgrund Künftiger Änderungen der Steuerlesiset- VDLL-Ablretung t Verpfandung z«ng(enk die nicht aut Verlustruchtragen (§ 10d EStG) oder riichwirkenden Ereignissen <§ 175 AO) aus Zeiträumen 
nach Eingang der Abtretungsanzeige / Verpfändungsanzeige bei der Finanzbehörde beruhen. 

I I TEIL-Abtretung / Verpfandung in Höhe von 
3. Grund der Abtretung i Verpfändung: 

(kurze stichwortartige Kennzeichnung des der Abtretung zugrunde liegenden schuldrechtlichen Lebenssachverhaltes) 
4. a) Es handelt sich um eine Sicherungsabtretung oder Verpfändung als Sicherheit: 

Q Ja Q Nein 

b] Oie Abtretung t Verpfändung erfolgte geschäftsmäßig: 
1^ Ja 1^ Nein 

Abtretungsanzeige BMF 07/2015 
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5. Der Abtretungsempfänger / Pfandgläubiger ist ein Unternehmen, dem das Betreiben ven Bankgeschäften erlaubt ist: 

[ ] Ja Q Nein 

IV. Überweisung / Verrechnung 

Der abgetretene / verpfändete Betrag soll ausgezahlt werden durch: 

I Überweisung auf Konto IBAM [International Bank Account Niimbor; .itomalioiialo Kontonununor] BIC (Businoss Idonlifier Code; Intomationalo Bankloilzahl) 

Geldins(itul (Zweigstelle) und Ort 

Kontoinhaber, wer^n abweichend von Abschnitt II. 

I I Verrechnung mit Steuerschulderi des I der Abtrelurtgsempfängers(in) / Pfandgläubigers(in) 
beim Finanzamt Steuernummer 

Steuererl Zeitraum 
(für genauere Anweisungen bitte einen gesonderten Verrechnungsantrag beifügen!) 

V. Wichtige Hinweise 

Unterschreiben Sie bitte kein Formular, das nicht ausgefülII ist oder dessen Inhalt Sie nicht verstehen! 
Prüfen Sie bitte sorgfältig, ob sich eine Abtretung für Sie überhaupt lohnt! Denn das Finanzamt bemüht sich, Erstattungs- und Vergü- 
tungsansprüche schnell zu bearbeiten. 
Vergleichen Sie nach Erhalt des Steuerbescheids den Erstattungsbetrag mit dem Betrag, den Sie gegebenenfalls Im Wege der Vorfi- 
nanzierung erhalten haben. 
Denken Sie daran, dass die Abtretung aus unterschiedlichen Gründen unwirksam sein kar^n, dass das Finanzamt dies aber nicht zu 
prüfen brauchtl Der geschäftsmäßige Erwerb von Steuererstattungsansprüchen ist nur Kreditinstituten (Banken und Sparlsassen) im 
Rahmen von Sicherungsabtretungen gestattet. Die Abtretung an andere Unternehmen und Privatpersonen ist nur zulässig, wenn die- 
se nicht geschäftsmäßig handeln. Haben Sie z.B. Ihren Anspruch an eine Privatperson abgetreten, die den Erwerb von Steuererstat- 
tungsansprüchen geschäftsmäßig betreib!, dann ist die Abtretung unwirksam. Hat aber das Finanzamt den Erstaltungsbetrag bereits 
an den/die von Ihnen angegebenen neuen Gläubiger ausgezahlt, dann kann es nicht mehr in Anspruch genommen werden, das 
heißt; Sie haben selbst dann keinen Anspruch mehr gegen das Finanzamt auf den Erstattungsanspruch, wenn die Abtretung nicht 
wirksam ist. 

Abtretungen / Verpfändungen können gern. § 46 Abs. 2 AO dem Finanzamt erst dann wirksam angezeigt werden, wenn der abgetre- 
tene / verpfändete Erstattungsanspmch entstanden ist. Der Erstattungsanspruch entsteht nicht vor Ablauf des Besteuerungszeit- 
raums (bei der Einkommensteuer / Lohnsteuer: grundsätzlich Kalenderjahr; bei der Umsatzsteuer: Monat, Kalendervierteljahr bzw. 
Kalenderjahr). 
Die Anzeige ist an das für die Besteuerung des / der Abtretenden / Verpfändenden zuständige Finanzamt zu richten. So ist z.B. für 
den Erstattungsanspruch aus der Einkommensteuer-Veranlagung das Finanzamt zuständig, in dessen Bereich der / die Abtretende / 
Verpfändende seinen / ihren Wohnsitz hat. 

Bitte beachten Sie. dass neben den beteiligten Personen bzw. Gesellschaften auch der abgetretene / verpfändete Erstattungsan- 
spmch für die FinanzbehOrde zweifelsfrei erkennbar sein muss. Die Angaben in Abschnitt III. der Anzeige dienen dazu, die ge- 
wünschte Abtretung i Verpfandung schnell und problemlos ohne weitere Rückfragen erledigen zu können! 
Die Abtretungs-/ Verpfflndungsanzeige ist sowohl von dem ‘ der Abtretenden / Verpfändenden als auch von dem • der Abtretungs- 
empfänger(in) / Pfandgläubiger(in) zu unterschreiben. Dies gilt z.B. auch, wenn der / die zeichnungsberechtigte Vertreler<in) einer ab- 
tretenden juristischen Person (z.B. GmbH) oder sonstigen Gesellschaft und der/die Abtretungsempfänger(in)/Pfandgläubiger(in) 
personengleich sind (2 Unterschriften). 

VI. Unterschriften 

1. Abtretende(r) / Verpfänder(in) It. Abschnitt L - Persönliche Unterschrift - 
Ort, Datum 

(Werden bei der Einkommensteuer-Zusammenveranlagung die Ansprüche beider Ehegatten/Lebenspartner abgetreten, ist unbedingt 
erforderlich, dass beide Ehegatten/Lebensparlner persönlich unterschreiben.) 

2. Abtretungsempfänger(in) / Pfandgläubiger(in) II. Abschnitt II. - Unterschrift unbedingt erforderlich - 
Ort, Datum 



Seite 13 Dieses Sehreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlieht. Es steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Intemetseiten des Bundesministeriums der Finanzen 

(http://www.bundesfinanzministerium.de unter der Rubrik Themen - Steuern - Weitere 

Steuerthemen - Abgabenordnung - AO-Anwendungserlass) zum Download bereit. 

Im Auftrag 

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 


